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Das Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel 
bietet detaillierte Einblicke in den aktuel-
len Fortschritt und die Herausforderun-
gen der Wärmewende in Deutschland. An-
hand des Panels, welches seit 2021 jähr-
lich Daten von rund 15.000 Haushalten 
sammelt, liefert der Report wertvolle In-
formationen darüber, wie Deutschland 
wohnt und heizt. Die gesammelten Er-
kenntnisse helfen bei der Entwicklung 
politischer Maßnahmen zur Erreichung 
der Klimaziele Deutschlands im Gebäude-
bereich. Im Folgenden sind die wichtigs-
ten Kernbotschaften zusammengefasst:

Stand der energetischen Sanierung von 
Eigenheimen

▷ Die energetische Sanierungsrate 
selbstgenutzter Eigenheime betrug im 
Jahr 2023 knapp über 1,0% – eine 
leichte Steigung gegenüber den 
durchschnittlich 0,8% in den Jahren 
2000-2020. Die von der Bundesregie-
rung angestrebte Rate von 2% ab 
2020 wird damit deutlich verfehlt.

▷ Wohlhabendere Haushalte haben eine 
höhere energetische Sanierungsrate 
als einkommensschwächere Haushal-
te. Haushalte, die in Mehrfamilienhäu-
sern wohnen, sanieren seltener als 
solche in Ein- oder Zweifamilienhäu-
sern. 

▷ Im Durchschnitt ist die energetische 
Sanierungsrate in Gebäuden, die zwi-
schen 1918 und 1968 erbaut wurden, 
am höchsten. Für neuere Gebäude 

sinkt sie deutlich ab, was unter ande-
rem auf die Einführung verschiedener 
Gebäudeeffizienzstandards ab den 
1970er Jahren zurückzuführen ist.

Finanzielle Belastung durch Heizkosten 
und Wohnen

▷ Im Jahr 2023 betrug der jährliche Heiz-
kostenabschlag im Mittel 1.600 Euro. 
Dabei variierten die Kosten stark zwi-
schen Haushalten.

▷ Bei Mietenden betrugen die Heizkos-
ten im Verhältnis zur Kaltmiete im 
Jahr 2023 durchschnittlich 23% (im 
Vorjahr waren es noch 20%).

▷ Mieterhöhungen durch Modernisie-
rungsumlage sind deutlich weniger 
häufig (7%) als Mieterhöhung zur orts-
üblichen Vergleichsmiete (43%) oder 
vereinbarte Mieterhöhung durch Staf-
fel oder Index (15%). 

Einstellungen der Bevölkerung zur Kli-
mapolitik im Gebäudesektor

▷ Obwohl eine große Mehrheit der Be-
fragten (80 %) angibt, dass ihnen Kli-
maschutz generell wichtig ist, findet 
dies keine direkte Entsprechung in der 
Unterstützung „harter“ klimapoliti-
scher Maßnahmen im Gebäudebe-
reich. Nur weniger als 40% befürwor-
ten Maßnahmen wie eine CO2-Abgabe 
oder das Verbot des Einbaus fossiler 
Heizsysteme.

KERNBOTSCHAFTEN 



▷ Die Unterstützung variiert je nach den 
Besitzverhältnissen der Befragten. Ei-
gentümerinnen und Eigentümer be-
vorzugen die CO2-Abgabe gegenüber 
einem Einbauverbot für fossile Heizun-
gen, während Mietende weitgehend in-
different zwischen den Maßnahmen 
sind. Darüber hinaus steigt die Unter-
stützung mit sinkendem Anteil von 
Heizkosten am Gesamteinkommen, 
und zwar disproportional stark für die 
CO2-Abgabe.

▷ Auch regionale Unterschiede sind 
deutlich erkennbar. In den neuen Bun-
desländern ist die Unterstützung für 
Klimamaßnahmen im Gebäudebereich 
deutlich geringer als in den alten Bun-
desländern und insbesondere in den 
Stadtstaaten.
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Bei der Dekarbonisierung des Gebäude-
sektors offenbaren sich ökonomische und 
politische Herausforderungen. Hierzu 
zählen speziell die Kosten der Dekarboni-
sierung, die gerechte Verteilung dieser 
Kosten zwischen sozialen Gruppen und 
bestehende Pfadabhängigkeiten durch 
vergangene Investitionen in fossile Heiz-
technologien und ineffiziente Gebäude. 
Darüber hinaus ist die Akzeptanz neuer 
Technologien und politischer Maßnah-
men entscheidend, wie nicht zuletzt die 
erbitterte Debatte um die Novellierung 
des Gebäudeenergiegesetzes im Jahr 
2023 gezeigt hat – eine Debatte, die im-
mer noch in der Branche und der Gesell-
schaft nachwirkt. 

Der Gebäudesektor verursacht aktuell 
etwa 15% der gesamten Emissionen in 
Deutschland. Den aktuellen Treibhaus-
gas-Projektionen der Bundesregierung 
zufolge wird der Gebäudesektor sein an-
gestrebtes Emissionsreduktionziel für 
2030 um 32 Millionen Tonnen CO2 ver-
fehlen.1 Zusätzlich weist der Expertenrat 
Klima darauf hin, dass diese Projektio-
nen die zukünftige Entwicklung der 
Emissionen unterschätzen und somit die 
tatsächlichen Reduktionen überschätzen 
könnten.2 Entsprechend sind im Gebäu-
debereich noch weitere klimapolitische 
Maßnahmen erforderlich. Diese Maßnah-
men sollten darauf abzielen Investitio-
nen in energetische Effizienz und neue 
Heizsysteme zu befördern sowie eine Än-
derung des Heizverhaltens anzuregen. 

Für die Ausgestaltung dieser Maßnah-
men ist eine fundierte empirische Ent-
scheidungsgrundlage notwendig. Das 
vom Bundesministerium für Bildung und 
Forschung (BMBF) finanzierte Kopern-
ikus-Projekt Ariadne leistet hier einen 
wichtigen Beitrag. Im Rahmen dieses Pro-
jekts wurde im Jahr 2021 das Wärme- & 
Wohnen-Panel initiiert. Das Panel besteht 
aus jährlichen Befragungen von etwa 
15.000 deutschen Haushalten, wobei sich 
die Befragungen auf den energetischen 
Zustand von Wohngebäuden, die energe-
tische Sanierungstätigkeit sowie die Heiz-
kosten der Haushalte fokussieren. Diese 
Daten werden mit sozioökonomischen 
Angaben und Einstellungen der Haushal-
te verknüpft. Durch die jährlich wieder-
holte Befragung derselben Haushalte 
können Veränderungen im Zeitverlauf 
verfolgt werden.

Für die Jahre 2021 und 2022 wurden die 
Ergebnisse in Werkstattberichten ausge-
wertet (Frondel et al. 2022, Frondel et al. 
2023). Ab der dritten Welle wird mit dem 
Ariadne-Fokusreport für die Auswertung 
ein neuer Weg eingeschlagen, der sich 
stärker auf drei Kernthemen fokussiert. 
Diese Themen umfassen:

1. Stand der energetischen Sanierung 
von Eigenheimen 

2. Finanzielle Betroffenheit durch Heiz-
kosten und Wohnen

3.  Einstellungen der Bevölkerung zur Kli-
mapolitik im Gebäudesektor

1. EINLEITUNG

1 https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2024/03/20240315-deutschland-bei-klimazielen-2030-erstmals-auf-kurs.html
2 https://expertenrat-klima.de/content/uploads/2024/06/ERK2024_Sondergutachten-Pruefung-Projektionsdaten-2024.pdf 

https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2024/03/20240315-deutschland-bei-klimazielen-2030-erstmals-auf-kurs.html
https://expertenrat-klima.de/content/uploads/2024/06/ERK2024_Sondergutachten-Pruefung-Projektionsdaten-2024.pdf


Für jeden Themenbereich werden zentra-
le Indikatoren vorgestellt und im Zeitver-
lauf betrachtet. Diese Indikatoren sollen 
Entscheidungsträger dabei unterstützen, 
die Qualität und Treffsicherheit klimapoli-
tischer Entscheidungen im Gebäudesek-
tor zu erhöhen, um so die Klimaziele 
Deutschlands zu erreichen.
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1. Die energetische Sanierungsrate der 
Gebäudehülle von selbstnutzenden Ei-
gentümerinnen und Eigentümern im 
deutschen Gebäudebestand lag zwi-
schen 2000 und 2020 bei durch-
schnittlich 0,8%. In dieser Zeitspanne 
gab es keinen wesentlichen langfristi-
gen Aufwärtstrend.

2. In den letzten zwei Jahren ist die ener-
getische Sanierungsrate wieder etwas 
angestiegen und lag im Jahr 2023 
knapp über 1,0%. Trotzdem wurde die 
von der Bundesregierung angestrebte 
Rate von 2% ab 2020 deutlich verfehlt.

3. Wohlhabendere Haushalte haben eine 
höhere energetische Sanierungsrate 
als einkommensschwächere Haushalte 
(durchschnittlich 0,84% zwischen 
2000 und 2021 in der wohlhabends-
ten Haushaltsgruppe im Vergleich zu 
0,61% in der einkommensschwächs-
ten Haushaltsgruppe). Haushalte, die 
in Mehrfamilienhäusern wohnen, wei-
sen eine niedrigere Sanierungsrate auf 
als Haushalte in Ein- oder Zweifamili-
enhäusern (durchschnittlich 0,61% vs. 
0,87% zwischen 2000 und 2021).

4. Im Durchschnitt ist die energetische 
Sanierungsrate in Gebäuden, die zwi-
schen 1918 und 1968 erbaut wurden, 
am höchsten. Für neuere Gebäude 
sinkt sie deutlich ab, was unter ande-
rem auf die Einführung verschiedener 
Gebäudeeffizienzstandards ab den 
1970er Jahren zurückzuführen ist.

Zusätzliche Daten zur energetischen Sa-
nierungsrate in Deutschland helfen bei 
der Gestaltung der Wärmewende.

Viele Gebäude in Deutschland sind alt 
und sanierungsbedürftig. Auch wenn seit 
1978, beginnend mit der Wärmeschutz-
verordnung, in regelmäßigen Abständen 
die Energieeffizienzstandards für Neu-
bauten angehoben wurden, sind rund 
60% der Wohngebäude in Deutschland 
(Mikrozensus, 2023a) vor Einführung die-
ser Standards erbaut worden und damit 
nur bei Bestandssanierungen von den 
Energieeffizienzvorschriften betroffen. 
Bereits im Jahr 2010 hatte die Bundesre-
gierung das Ziel formuliert, bis zum Jahr 
2020 die energetische Sanierungsrate 
von weniger als 1% auf 2% zu verdop-
peln, um den alten Gebäudebestand auf 
einen höheren Effizienzstandard zu brin-
gen.3

Um Klimaschutzmaßnahmen und Anrei-
ze zu setzen, welche die energetische Sa-
nierungsrate wirksam und sozialgerecht 
erhöhen, fehlen in Deutschland häufig 
aktuelle Daten über die Sanierungstätig-
keit sowie den Gebäudebestand und ver-
knüpfbare Informationen zu seinen Be-
wohnerinnen und Bewohnern. Vorliegen-
de Studien können Sanierungen und die 
energetische Sanierungsrate somit meis-
tens nur unabhängig von sozioökonomi-
schen Eigenschaften der Bewohnerinnen 
und Bewohner und daher nur auf einer 
hohen Aggregationsebene ermitteln (sie-

2. STAND DER ENERGETISCHEN 
SANIERUNG VON EIGENHEIMEN

3 https://www.bundesregierung.de/resource/blob/974430/439778/794fd0c40425acd7f46afacbe62600f6/2017-11-14-beschluss-kabinett-
umwelt-data.pdf?download=1

https://www.bundesregierung.de/resource/blob/974430/439778/794fd0c40425acd7f46afacbe62600f6/2017-11-14-beschluss-kabinett-umwelt-data.pdf?download=1
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/974430/439778/794fd0c40425acd7f46afacbe62600f6/2017-11-14-beschluss-kabinett-umwelt-data.pdf?download=1
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Durchschnittl. Sanierungsrate pro Jahr Durchschnittl. Sanierungsrate über 5 Jahre

Grafik: Die Grafik zeigt die durchschnittliche energetische Sanierungsrate pro Jahr inklusive des 95%-
Konfidenzintervalls sowie über 5-Jahreszeiträume (+/- 2 Jahre), jeweils für Eigentümerinnen und Eigentümer.
• Quelle: Ariadne Wärme- und Wohnen-Panel

Abbildung 1: Durchschnittliche energetische Sanierungsrate (in %)

Die Grafik zeigt die durchschnittliche energetische Sanierungsrate pro Jahr inklusive des 95%-Konfidenzintervalls so-
wie über 5-Jahreszeiträume (+/- 2 Jahre), jeweils für Eigentümerinnen und Eigentümer.  Quelle: Ariadne Wärme- & 
Wohnen-Panel.

Sanierungsrate jeweils bei knapp 1,1% 
und 1% und somit über dem langfristi-
gen Durchschnitt von 0,8% (Abbildung 
1).

Mögliche Erklärungen: In den Jahren 
2022 und 2023 könnte insbesondere der 
Angriffskrieg Russlands in der Ukraine 
und die dadurch ausgelöste Energiekrise 
und Debatte um Energiesparen in 
Deutschland die Sanierungsrate erhöht 
haben. Unabhängig von solch kurzfristi-
gen Schocks könnte das Gebäudeener-
giegesetz (GEG), welches seit 2020 die 
aktuellen Vorschriften für Energieeffizi-
enz in Neu- sowie Bestandsbauten fest-
legt, ebenfalls zu dem Anstieg beigetra-
gen haben. Als letzter und möglicherwei-
se wichtigster Grund haben sich darüber 
hinaus auch die Verfügbarkeiten finanzi-
eller Fördermöglichkeiten stets als wich-
tiger Indikator der Sanierungstätigkeit 
erwiesen.

Die Sanierungsrate steigt mit dem 
Haushaltseinkommen.

Befund: Die Untersuchung der energeti-
schen Sanierungsrate nach Haushalts-
einkommen zeigt, dass die energetische 
Modernisierungsaktivität tendenziell mit 
dem Einkommen steigt. Abbildung 2 
zeigt die durchschnittliche Sanierungsra-
te zwischen den Jahren 2000 bis 2021 
inklusive 95%-Konfidenzintervallen für 
vier Gruppen des monatlichen Haus-
haltsnettoeinkommens. Während die 
Rate bei Haushalten mit einem monatli-
chen Haushaltsnettoeinkommen unter 
1.700 Euro bei 0,61% liegt, steigt sie dar-
aufhin an und liegt bei Haushalten mit 
einem monatlichen Nettoeinkommen 
von 3.200 Euro und mehr bei durch-
schnittlich 0,84%. 

Mögliche Erklärungen: Auch wenn För-
dermöglichkeiten allen Haushalten zur 
Verfügung stehen, ist die energetische 
Gebäudesanierung mit erheblichen Kos-
ten verbunden, die eine Hürde für ein-
kommensschwächere Haushalte darstel-
len könnten. Weitere mögliche Gründe 
für das vorliegende Muster der Sanie-
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he bspw. dena, 2023; Behr et al., 2023). 
Im Wärme- & Wohnen-Panel lassen sich 
Informationen zum Gebäudebestand, 
der Sanierungstätigkeit und den sozio-
ökonomischen Charakteristika der Be-
wohnenden erstmalig vereinen.

Im nachfolgenden Kapitel ermitteln wir 
anhand von Umfrageergebnissen aus 
dem Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel 
(2021-2023) die energetische Sanie-
rungsrate für selbstnutzende Eigentü-
merinnen und Eigentümer. Die Rate kön-
nen wir anhand der Angaben in der Be-
fragung rückwirkend ab dem Jahr 2000 
bestimmen. Dabei werden die Dämmung 
der Außenwand, des Dachs oder der obe-
ren Geschossdecke und des Bodens so-
wie der Fenstertausch als energetische 
Sanierung betrachtet (siehe Methodik 
der Datenerhebung im Anhang). Darüber 
hinaus untersuchen wir in weiterführen-
den Analysen, wie sich die Sanierungstä-
tigkeit nach dem Einkommen, der Ge-
bäudeart und dem Baujahr unterschei-
det. 

Energetische Sanierungsrate von Ei-
gentümerinnen und Eigentümern sta-
gniert langfristig.

Im Durchschnitt lag die jährliche Sanie-
rungsrate zwischen 2000 und 2020 bei 
lediglich 0,8%. Trotz eines leichten An-
stiegs in den letzten Jahren konnte da-
bei das Ziel der Bundesregierung, die 
Sanierungsrate bis zum Jahr 2020 auf 
2% zu verdoppeln, nicht erreicht wer-
den (Abbildung 1). Ein Blick auf die 
Durchschnittswerte über jeweils fünf 
Jahre (dargestellt durch die rote gestri-
chelte Linie) bestätigt die stagnierende 
langfristige Sanierungstätigkeit, die un-
ter 1% liegt.

Leichter Aufwärtstrend bei der Sanie-
rungsrate in den letzten Jahren.

Befund: In den letzten Jahren zeigt sich 
wieder ein leichter Aufwärtstrend bei 
der energetischen Sanierungsrate, mit 
Ausnahme des Corona-Jahres 2021. In 
den Jahren 2022 und 2023 lag die  



rungsrate lassen sich in den Daten er-
kennen: Einerseits ist der durchschnittli-
che Anteil der Eigentümerinnen und Ei-
gentümer, die in Ein-/Zweifamilienhäu-
sern wohnen, in den einkommensstärke-
ren Haushalten 10 bis 15 Prozentpunkte 
höher als in den zwei einkommens-
schwächeren Gruppen. Die Durchfüh-
rung energetischer Sanierungsmaßnah-
men könnte sich in Mehrfamilienhäusern 
als schwieriger herausstellen, da diese 
gemeinsam mit den anderen Bewohnen-
den bzw. in Eigentum Wohnenden be-
schlossen werden muss. Darüber hinaus 
kann beobachtet werden, dass einkom-
mensstärkere Haushalte tendenziell in 
neueren Gebäuden wohnen. Insbesonde-
re in der einkommensstärksten Gruppe 
ist der Anteil derjenigen, die in Gebäu-
den wohnen, die nach 2002 erbaut wur-
den, fast doppelt so hoch wie in der zweit 
obersten Einkommensgruppe. Dies 
könnte erklären, warum die Sanierungs-
rate in der einkommensstärksten Grup-
pe nicht noch höher ist. Dementspre-
chend zeigen die Daten aber auch, dass 
einkommensschwächere Haushalte häu-
figer in älteren Gebäuden wohnen, die 
tendenziell einen höheren Sanierungsbe-
darf haben. Hier zeigt sich folglich eine 
deutliche Lücke in der Sanierungstätig-
keit kommensschwacher Haushalte 
geht.  

Die energetische Sanierungsrate ist in 
Einfamilienhäusern deutlich höher als 
in Mehrfamilienhäusern.

Befund: Während die durchschnittliche 
Saninierungsrate über die Jahre 2000 
bis 2021 Ein-/Zweifamilienhäusern bei 
0,87% liegt, ist sie in Mehrfamilienhäu-
sern deutlich geringer bei 0,61% (Abbil-
dung 3).

Mögliche Erklärungen: Auch wenn in der 
gesamten Analyse der energetischen Sa-
nierungsrate nur selbstnutzende Eigen-
tümerinnen und Eigentümer betrachtet 
werden, sind diese in Mehrfamilienhäu-
sern sehr wahrscheinlich, die voraus-
sichtlich zu Lasten höherer Energiekos-
ten der einäusern sehr wahrscheinlich 
Hindernissen ausgesetzt, die in Ein-/
Zweifamilienhäusern kein Problem dar-
stellen. So betreffen die meisten energe-
tischen Sanierungsmaßnahmen das ge-
samte Gebäude und über die Durchfüh-
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1,0

0,870,87

0,610,61

Ein-/ZweifamilienhäuserEin-/Zweifamilienhäuser MehrfamilienhäuserMehrfamilienhäuser

Grafik: Die Grafik zeigt die durchschnittliche energetische Sanierungsrate zwischen 2000 und 2021 für
Eigentümerinnen und Eigentümer für Ein-/Zweifamilienhäuser und Mehrfamilienhäuser sowie die jeweiligen 95%-
Konfidenzintervalle. Die Stichprobengrößen sind wie folgt: Insgesamt n=9.857. n=8.075 für Ein-/Zweifamilienhäuser,
n=1.782 für Mehrfamilienhäuser. • Quelle: Ariadne Wärme- und Wohnen-Panel

Abbildung 3: Energetische Sanierungsrate nach Gebäudetyp (in %)

Die Grafik zeigt die durchschnittliche energetische Sanierungsrate zwischen 2000 und 2021 für Eigentümerinnen und 
Eigentümer für Ein-/Zweifamilienhäuser und Mehrfamilienhäuser sowie die jeweiligen 95%-Konfidenzintervalle. Die 
Stichprobengrößen sind wie folgt: Insgesamt n=9.857. n=8.075 für Ein-/Zweifamilienhäuser, n=1.782 für 
Mehrfamilienhäuser. Quelle: Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel.

rung müssen die Bewohnenden bzw. 
die Eigentümergesellschaft abstim-
men. Abhängig von der Eigentümer-
struktur kann sich die Entscheidung 
über eine energetische Sanierungs-
maßnahme dadurch hinauszögern und 
als schwierig gestalten. 

Die energetische Sanierungsrate ist in 
Gebäuden, die zwischen 1919 und 
1968 erbaut wurden, am höchsten.

Befund: Unsere Daten zeigen, dass bei 
Gebäuden, die vor 1969 erbaut wur-
den, im Zeitraum zwischen 2000 und 
2021 am häufigsten energetische Sa-
nierungsmaßnahmen durchgeführt 
wurden. Die energetische Sanierungs-
rate liegt bei Gebäuden mit Baujahr 
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Grafik: Die Grafik zeigt die durchschnittliche energetische Sanierungsrate zwischen 2000 und 2021 für
Eigentümerinnen und Eigentümer sowie die jeweiligen 95%-Konfidenzintervalle entlang des
Haushaltsnettoeinkommens. Die Stichprobengrößen sind wie folgt: Insgesamt n=9.111. n= 441 für < 1. 700 Euro, n=
2.576 für 1.700 - 3.200 Euro, n=3.164 für 3.200 - 4.700 Euro, n=2.930 für > 4.700 Euro. • Quelle: Ariadne Wärme- und
Wohnen-Panel

Abbildung 2: Energetische Sanierungsrate nach Haushaltsnettoeinkommen (in 
%)

Die Grafik zeigt die durchschnittliche energetische Sanierungsrate zwischen 2000 und 2021 für Eigentümerinnen und Eigen-
tümer sowie die jeweiligen 95%-Konfidenzintervalle entlang des Haushaltsnettoeinkommens. Die  Stichprobengrößen sind 
wie folgt: Insgesamt n=9.111. n=441 für < 1.700 Euro, n=2.576 für 1.700 - 3.200 Euro, n=3.164 für 3.200 - 4.700 Euro, 
n=2.930 für > 4.700 Euro. Quelle: Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel. 
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Grafik: Die Grafik zeigt die durchschnittliche energetische Sanierungsrate zwischen 2000 und 2021 für
Eigentümerinnen und Eigentümer sowie die jeweiligen 95%-Konfidenzintervalle nach Baujahr des Gebäudes. Die
Stichprobengrößen sind wie folgt: Insgesamt n=9.957. n=911 Bis 1918, n=794 1919-1948, n=553 1949-1957,
n=1.045 1958-1968, n=1.391 1969-1978, n=834 1979-1983, n=1.364 1984-1994, n=1.218 1995-2001, n=841 2002-
2008, n=1.006 2009-2020. • Quelle: Ariadne Wärme- und Wohnen-Panel

Abbildung 4: Energetische Sanierungsrate nach Gebäudebaujahr (in %) zwischen 1919 und 1968 bei durch-
schnittlich 1,23% bis 1,27% (Abbil-
dung 4). Danach nimmt die energeti-
sche Sanierungsrate ab und liegt 
durchschnittlich umso deutlicher un-
ter 1%, je neuer das Gebäude ist. 

Mögliche Erklärungen: Gebäude, die 
vor 1978 und somit vor Einführung 
der ersten Wärmeschutzverordnung 
erbaut wurden, unterlagen beim Bau 
keinen bzw. aus heutiger Sicht unzu-
reichenden Energieeffizienzstandards 
und haben somit voraussichtlich den 
höchsten Sanierungsbedarf. Dement-
sprechend ist es naheliegend, dass – 
wenn nicht aus Kostengründen, dann 
zumindest aus Komfortgründen und 
einer höheren Wahrscheinlichkeit der 
Baufälligkeit – die energetische Sanie-
rungsrate in diesen Gebäuden ver-
gleichsweise hoch ist. Gebäude mit 
Baujahr 2002 und neuer erfüllen wie-
derum bereits hohe Effizienzstan-
dards. Eine Sanierungslücke besteht 
allerdings möglicherweise noch in Ge-
bäuden, die zwischen 1979 und 2001 
erbaut wurden. Diese Gebäude ent-
sprechen mittlerweile häufig nicht 
mehr dem aktuellen Effizienzstan-
dard und haben trotzdem nur eine 
Sanierungsrate von durchschnittlich 
0,96% beziehungsweise 0,23%.

Die Grafik zeigt die durchschnittliche energetische Sanierungsrate zwischen 2000 und 2021 für Eigentümerinnen und Ei-
gentümer sowie die jeweiligen 95%-Konfidenzintervalle nach Baujahr des Gebäudes. Die Stichprobengrößen sind wie folgt: 
Insgesamt n=9.957. n=911 Bis 1918, n=794 1919-1948, n=553 1949-1957, n=1.045 1958-1968, n=1.391 1969-1978, 
n=834 1979-1983, n=1.364 1984-1994, n=1.218 1995-2001, n=841 2002 - 2008, n=1.006 2009-2020. Quelle: Ariadne 
Wärme- & Wohnen-Panel.

9
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1. Im Jahr 2023 betrug der jährliche 
Heizkostenabschlag im Mittel 1.600 
Euro. Dabei variierten die Kosten stark: 
50% der befragten Haushalte zahlten 
zwischen 1.000 Euro und 2.400 Euro 
im Jahr, während die andere Hälfte 
der Haushalte entweder noch höhere 
oder niedrigere Beträge zahlte. Der 
durchschnittliche Heizkostenabschlag 
fällt bei Gebäuden mit schlechterer 
Energieeffizienz tendenziell höher aus.

2. Mit höherem Einkommen steigen die 
Heizkosten, jedoch unterproportional, 
da Haushalte mit höherem Einkom-
men in größeren und neueren Woh-
nungen leben, wodurch die Heizkosten 
pro Wohnfläche geringer sind.

3. Bei Mietenden betrugen die Heizkos-
ten im Verhältnis zur Kaltmiete in 
2023 durchschnittlich 23% (im Vorjahr 
waren es noch 20%).

4. Mieterhöhungen durch Modernisie-
rungsumlage sind deutlich weniger 
häufig (7%) als Mieterhöhung zur orts-
üblichen Vergleichsmiete (43%) oder 
vereinbarte Mieterhöhung durch Staf-
fel oder Index (15%). 

Kostenbelastungen müssen bei der Um-
setzung der Wärmewende mitgedacht 
werden.

Die Kostenbelastungen der Haushalte 
für Wärmeenergie und die Durchführung 
von energetischen Sanierungen haben 
eine hohe Relevanz hinsichtlich der er-
folgreichen Umsetzung der Energiewen-
de und der schnellen Erreichung eines 
klimaneutralen Gebäudebestandes. 

Im nachfolgenden Kapitel analysieren 
wir daher Umfrageergebnisse aus dem 
Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel (2021-
2023) hinsichtlich dieser Kostenbelas-
tungen. Dies umfasst Heizung, Warm-
wasser sowie Modernisierungumlagen. 
Die Kosten werden relativ zur Wohnflä-
che und zum Einkommen betrachtet. 
Wohnfläche, Gebäudeart und -zustand 
sowie Haushaltseigenschaften beeinflus-
sen die absolute und relative Höhe der 
Heizkosten sowie die Entscheidung zu 
Sanierungsmaßnahmen. Neben den 
Wechselwirkungen zwischen Kosten, Ge-
bäude- und Haushaltseigenschaften ist 
bei der Interpretation der Ergebnisse zu 
beachten, dass die genutzten Daten auf 
Angaben der Befragten beruhen, die 
nicht von uns auf Richtigkeit oder Voll-
ständigkeit überprüft werden.

Durch die vorrausichtlich steigende CO2-
Bepreisung auf fossile Brennstoffe wie 
Heizöl und Gas werden die Heizkosten 
sukzessive steigen. Damit erhöht sich 
der finanzielle Druck bei den privaten 
Haushalten, fossil erzeugte Wärmeener-
gie einzusparen. Dies kann neben Verhal-
tensanpassungen insbesondere durch 
Effizienzmaßnahmen (Wärmedämmung 
etc.) oder durch eine Umstellung des 
Hauptenergieträgers auf Erneuerbare 
Energie erfolgen. Neben dem Gebäude-
zustand ist die Wohnfläche ein zentraler 
Einflussfaktor auf Heiz- und Sanierungs-
kosten. Zu beachten ist hierbei ein unter-
schiedlicher Wohnflächenkonsum von 
selbstnutzenden Eigentümerinnen und 
Eigentümern und Mietenden sowie zwi-

3. FINANZIELLE BELASTUNG DURCH 
HEIZKOSTEN UND WOHNEN 



schen Gegebenheiten der Objektarten 
und ihrer Lage. Wohnungsmarktanalysen 
zeigen regelmäßig, dass kleinere Wohn-
einheiten zwar mit höheren Wohnkosten 
je Quadratmeter verbunden sind, jedoch 
mit geringeren Wohnkosten insgesamt 
(bei vergleichbaren Qualitäts- und Lage-
eigenschaften). Ein Verzicht auf Wohnflä-
che stellt dabei einen der größten Hebel 
für geringere Wohn- und Heizkosten dar 
(Deschermeier und Henger, 2020, Sa-
gner et al., 2020, Oberst und Voigtlän-
der, 2024).

Höhere allgemeine Heizkosten in 
schlechteren Energieeffizienzklassen.

Befund: Der mittlere angegebene Heiz-
kostenabschlag (Median) der Haushalte 
für 2023 beträgt gewichtet knapp 1.600 
Euro im Jahr (IQR: 1.000 Euro bis 2.400 
Euro im Jahr). Abbildung 5 zeigt die Ver-
teilung der Heizkosten nach Energieeffi-
zienzklasse des Gebäudes. Hier ist zu 
beachten, dass die Energieeffizienzklasse 
zum größten Teil der eigenen Einschät-
zung der Haushalte entspricht. Zunächst 
sind in Abbildung 5 die Heizkosten insge-
samt dargestellt. Die Spannweite der Me-
dianwerte reicht von 118 Euro pro Monat 
für Klasse A+ bis 150 Euro für Klasse H.

Mögliche Erklärungen: Die Spannweite 
von 22 Euro im Monat zwischen der effi-
zientesten und ineffizientesten Gebäude-
klasse mag gering erscheinen. Es ist je-
doch zu beachten, dass diese Werte 
maßgeblich durch Gebäude- und Haus-
haltseigenschaften (insbesondere Wohn-
fläche) sowie durch die Kenntnis und 
Qualität der Einschätzung der Energieef-
fizienzklasse beeinflusst werden. Eine 
mögliche Hypothese ist, dass Haushalte 
in nicht sanierten Gebäuden seltener die 
Effizienzklasse kennen, oder gut ein-
schätzen können, und daher eher grob 
gerundete Werte angeben. 

Höhere spezifische Heizkosten in 
schlechteren Energieeffizienzklassen.

Befund: Bei den Heizkosten kann zwi-
schen allgemeinen und spezifischen 
Heizkosten unterschieden werden. Wäh-
rend die allgemeinen Heizkosten sich auf 
die Gesamtkosten eines Gebäudes oder 
einer Wohnung in einem bestimmten 
Zeitraum beziehen, sind spezifische Heiz-
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Grafik: Anzahl Beobachtungen der Heizkosten insgesamt mit vorliegender Einschätzung der
Effizienzklasse (N = 11.719), Median Heizkosten der fehlenden Effizienzklasse 118 EUR (IQR 71 bis 166
EUR, N = 1849). • Quelle: Ariadne Wärme- und Wohnen-Panel

Abbildung 5: Heizkosten insgesamt in Euro pro Monat nach Energieeffizienzklas-
se im Jahr 2023

Anzahl Beobachtungen der Heizkosten insgesamt mit vorliegender Einschätzung der Effizienzklasse (N = 11.719), Median 
Heizkosten der fehlenden Effizienzklasse 118 EUR (IQR 71 bis 166 EUR, N = 1849). Quelle: Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel.

Heizkosten je m² mit vorliegender Einschätzung der Effizienzklasse (N = 11.639). Median Heizkosten der fehlenden Effizienz-
klasse je m² 1,04 EUR (IQR 1,04 bis 1,64, N = 1710). Quelle: Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel.

Gesamt Eigentümerinnen und Eigentümer Mietende

A+A+

AA

BB

CC

DD

EE

FF

GG

HH

0,6 0,8 1 1,2 1,4 1,6 1,8 2

Grafik: Heizkosten je m² mit vorliegender Einschätzung der Effizienzklasse (N = 11.639). Median Heizkosten der
fehlenden Effizienzklasse je m² 1,04 EUR (IQR 1,04 bis 1,64, N = 1710). • Quelle: Ariadne Wärme- und Wohnen-Panel

Abbildung 6: Heizkosten in Euro pro Monat je m2 nach Energieeffizienzklasse im 
Jahr 2023, gesamt sowie differenziert nach Miete und selbstnutzendem Eigentum

kosten eine Kennzahl, die angibt, wie 
viel Heizkosten pro Fläche in einem be-
stimmten Zeitraum anfällt. Für die Be-
wertung der Energieeffizienz sind die 
spezifischen Heizkosten pro Wohnfläche 
aussagekräftiger. Abbildung 6 zeigt die 
Heizkosten pro Wohnfläche auch diffe-
renziert nach selbstnutzenden Eigentü-
merinnen und Eigentümern und Mie-
tenden. Die Heizkosten nehmen erwar-
tungsgemäß sowohl absolut als auch 
relativ pro Quadratmeter mit besserer 
Energieeffizienz ab. Jedoch zeigt sich 
die Relevanz der Bezugsgröße (Fläche), 
strukturelle Unterschiede sowie eine 
insgesamt hohe Varianz. 

Die Medianwerte für alle Haushalte rei-
chen von 1,20 Euro pro Monat und m² 
für Klasse A+ bis 1,79 Euro pro Monat 
und m² für Klasse H. Dabei zeigen sich 
höhere Heizkosten für Mietende. Bei 

den Eigentümerinnen und Eigentü-
mern reicht die Spannweite der Medi-
an-Heizkosten pro Monat und m² von 
0,64 Euro für Objekte der Klasse A+ bis 
1,43 Euro für Objekte der Klasse H. Der 
Unterschied von 0,79 Euro bedeutet für 
die durchschnittliche Wohnfläche von 
Eigentümerinnen und Eigentümern von 
136 m² einen Unterschied von 107 
Euro pro Monat bzw. etwa 1.290 Euro 
pro Jahr. Auch innerhalb der Energieef-
fizienzklassen gibt es hierbei relevante 
Unterschiede, die mit schlechterer Ef-
fizienzklasse zunehmen.

Mögliche Erklärungen: Die Gründe für 
die höheren Heizkosten der Mietenden 
sind nicht direkt ersichtlich. Ursachen 
könnten neben tatsächlichen Ver-
brauchsunterschieden auch über-
schätzte Angaben zu den eigenen Heiz-
kosten oder Energieeffizienzklassen, 
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Grafik: 16.900 Befragte, unter Berücksichtigung der von Forsa kalkulierten Gewichtungsfaktoren für
Mieter/Eigentümer in Kombination mit Gebäudetyp und Baujahr, im Vergleich zum Mikrozensus 2022. Information zu
Heizkosten insgesamt liegen für 13.568 Befragte vor (k.A., 2.124), Heizkosten je m² für 13.342 (k.A. 1.961). Bei 2009
von 16.900 Befragten liegt keine Einschätzung zur Energieeffizienzklasse vor. • Quelle: Ariadne Wärme- und Wohnen-
Panel

Abbildung 7a: Heizkostenangaben im Jahr 2023 nach Einkommensgruppen pro 
Monat

16.900 Befragte, unter Berücksichtigung der von Forsa kalkulierten Gewichtungsfaktoren für Mieter/Eigentümer in Kombina-
tion mit Gebäudetyp und Baujahr, im Vergleich zum Mikrozensus 2022. Information zu Heizkosten insgesamt liegen für 
13.568 Befragte vor (k.A., 2.124), Heizkosten je m² für 13.342 (k.A. 1.961). Bei 2009 von 16.900 Befragten liegt keine Einschät-
zung zur Energieeffizienzklasse vor. Quelle: Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel.

mit steigendem Einkommen zunehmen. 
Der Anstieg ist jedoch unterproportional 
zum Einkommenszuwachs. Während die 
unteren beiden Einkommensgruppen im 
Durchschnitt (Median) 94 Euro bzw. 112 
Euro pro Monat für Heizkosten ausge-
ben, sind es in den oberen beiden Ein-
kommensgruppen 148 Euro bzw. 150 
Euro. Bei der Betrachtung der Heizkos-
ten pro Wohnfläche zeigt sich das gegen-
teilige Bild: Je höher das Einkommen, 
desto geringer die Heizkosten pro m². 
Zudem ist die Streuung bei den niedri-
gen Einkommensgruppen deutlich hö-
her, insbesondere in der Einkommens-
gruppe von 700 Euro bis 1.200 Euro pro 
Monat. Bei den spezifischen Heizkosten 
je Wohnfläche zeigt sich bei den Mieten-
den kein eindeutiger Zusammenhang 
mit den Einkommensgruppen.

Mögliche Erklärungen: Die spezifischen 
Heizkosten sinken mit steigendem Ein-
kommen, da Haushalte mit höherem 
Einkommen häufig in größeren und 
gleichzeitig neueren sowie energieeffizi-
enteren Gebäuden bzw. Wohnungen 
wohnen.

Hohe relative Energiekostenbelastung 
in niedrigen Einkommensgruppen.

Befund: Abbildung 8 zeigt den gewichte-
ten Anteil der Heizkosten am Haushalts-
nettoeinkommen für die mittleren Ein-
kommensgruppen. Da das Haushaltsein-
kommen nur kategorial erfasst ist, han-
delt es sich um eine grobe Kalkulation. 
Für die niedrigsten und höchsten Ein-
kommensgruppen wird diese Berech-
nung nicht durchgeführt. Das Ergebnis 
zeigt, dass vor allem die niedrigeren Ein-
kommensgruppen häufig einen hohen 
Anteil ihres Einkommens für Heizkosten 
ausgeben (Median 10%, IQR von 7% und 
15%). So gilt ein Haushalt als von Ener-
giearmut bedroht, wenn er mehr als 
10% seines Haushaltsnettoeinkommens 
für Energieausgaben aufwenden muss 
(Henger & Stockhausen, 2022). Dies gilt 
insbesondere für Haushalte, die als ar-
mutsgefährdet nach amtlicher Definition 
eingestuft werden und ein Einkommen 
unterhalb von 60% des mittleren be-
darfsgewichteten Einkommens zur Ver-
fügung haben. Diese Haushalte dürften 
vor allem in der Nettoeinkommensgrup-
pe bis 1.200 Euro anzutreffen sein. In der 
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Grafik: 16.900 Befragte, unter Berücksichtigung der von Forsa kalkulierten Gewichtungsfaktoren für
Mieter/Eigentümer in Kombination mit Gebäudetyp und Baujahr, im Vergleich zum Mikrozensus 2022. Information zu
Heizkosten insgesamt liegen für 13.568 Befragte vor (k.A., 2.124), Heizkosen je m² für 13.342 (k.A. 1.961). Bei 2009 von 16.900 Befragten liegt keine Einschätzung zur Energieeffizienzklasse vor.

• Quelle: Ariadne Wärme- und Wohnen-
Panel

Abbildung 7b: Heizkostenangaben im Jahr 2023 nach Einkommensgruppen pro 
m² und Monat

16.900 Befragte, unter Berücksichtigung der von Forsa kalkulierten Gewichtungsfaktoren für Mieter/Eigentümer in Kombi-
nation mit Gebäudetyp und Baujahr, im Vergleich zum Mikrozensus 2022. Information zu Heizkosten insgesamt liegen für 
13.568 Befragte vor (k.A., 2.124), Heizkosen je m² für 13.342 (k.A. 1.961). Bei 2009 von 16.900 Befragten liegt keine Einschät-
zung zur Energieeffizienzklasse vor. Quelle: Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel.

unterschiedliche Abrechnungsmodelle, 
eingesetzte Heiztechnologien oder wei-
tere Gebäudeeigenschaften sein. Die 
angegebenen Heizkosten der Eigentü-
merinnen und Eigentümer je Energieef-
fizienzklassen erscheinen insgesamt 
plausibler. 

Höhere allgemeine Heizkosten und 
sinkende spezifische Heizkosten mit 
steigendem Einkommen.

Befund: Abbildung 7 zeigt die gewichte-
ten monatlichen Heizkosten 2023 nach 
Einkommensgruppen,  Abbildung 7 (a) 
die allgemeinen Heizkosten und Abbil-
dung 7 (b) die spezifischen Heizkosten 
pro Wohnfläche. Für die Heizkosten ins-
gesamt zeigt sich, dass die Heizkosten 
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Grafik: Quelle: 290 Teilnehmer, die die Frage zum Grund für die Änderung ihrer monatlichen Miete beantwortet haben
(von 4.090 Mietern, die Mietzahlungen im Jahr 2022 und 2023 angegeben haben). Ohne Gewichtung.
Mehrfachnennungen waren bei der Frage erlaubt. • Quelle: Ariadne Wärme- und Wohnen-Panel

Abbildung 9: Angegebener Grund für Mietpreisanpassung

Quelle: 290 Teilnehmer, die die Frage zum Grund für die Änderung ihrer monatlichen Miete beantwortet haben´(von 4.090 
Mietern, die Mietzahlungen im Jahr 2022 und 2023 angegeben haben). Ohne Gewichtung. Mehrfachnennungen waren bei 
der Frage erlaubt. Quelle: Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel.

nächsthöheren Einkommensklasse 
(1.200 Euro bis 2.700 Euro) ist dieser An-
teil mit 6% deutlich niedriger. In den hö-
heren Einkommensklassen nimmt der 
Anteil weiter ab, jedoch sind die Unter-
schiede geringer. Dabei ist es wichtig, 
auch die erheblichen Unterschiede bei 
der Kostenbelastung innerhalb dieser 
Gruppe zu berücksichtigen.

Mögliche Erklärungen: Wärme ist ein 
Grundbedürfnis, auf das Haushalte nicht 
verzichten können. Daher müssen Haus-
halte, auch wenn sie nur über ein gerin-
ges Einkommen verfügen, in den Heizpe-
rioden immer Ausgaben für das Heizen 
tätigen. Zwar schränken sich Niedrigein-
kommenshaushalte im Energiever-
brauch häufig selbst ein, um ihre Kosten-
belastung zu reduzieren. Jedoch lassen 
sich häufig nicht alle Heizkosten vermei-
den.

Seltene Nutzung der Modernisierungs-
umlage.

Befund: Im Wärme- & Wohnen-Panel ha-
ben 4090 Mietende ihre Mieten für die 
Jahre 2022 und 2023 angegeben. Die ge-
wichtete Durchschnittsmiete beträgt 774 
Euro pro Monat (+2,3% im Vergleich zum 
Vorjahr, ohne Berücksichtigung von Qua-
litäts- und Lageunterschieden). Im Ver-
gleich betragen die gewichteten durch-
schnittlichen Heizkosten 176 Euro pro 
Monat (im Vorjahr 154 Euro), was im Ver-
hältnis zur Miete 23% entspricht (im Vor-
jahr 20%). Von 4090 Mietenden haben 
rund 18% im Jahr 2023 eine höhere Mie-
te angegeben als im Vorjahr und rund 
7% eine niedrigere Miete. Knapp 30% 
davon hat die Frage zum Grund für die 
Änderung ihrer monatlichen Miete 
beantwortet. Die Verteilung der Antwor-
ten ist in Abbildung 9 dargestellt. Da es 
sich um eine Teilgruppe der Mietenden 
handelt und die Fallzahl gering ist, wird 
hier auf eine Gewichtung verzichtet. Die 
große Mehrheit hat jeweils einen Grund 
angegeben, während nur drei Mietende 
sowohl Vergleichsmiete als auch Moder-
nisierungsumlagen zusammen als Grün-
de für die Mietänderung angegeben ha-
ben. Die Mieterhöhung durch Modernisie-
rungsgrundlage ist mit nur 7% deutlich 
seltener der Grund als die Mieterhöhung 
bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete 
(43%) und nach Vereinbarung 

(Staffel oder Index, 15%). In 36% der 
Fälle haben die Teilnehmer „weiß 
nicht/keine Angaben“ angekreuzt.

Mögliche Erklärungen: Die Umlegung 
der Investitionskosten über die Moder-
nisierungsumlage erfordert einen hö-
heren Aufwand für die Vermietenden 
als der Standardweg einer Mieterhö-
hung bis zur ortsüblichen Vergleichs-
miete. Da die Mieten in Gebäuden mit 
schlechter Energieeffizienz häufig un-
terhalb der ortsüblichen Vergleichsmie-
te liegen, können die Vermietenden 
diesen Weg auch häufig nutzen. 
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Grafik: 16.900 Befragte. Gewichtung unter Berücksichtigung der von Forsa kalkulierten Gewichtungsfaktoren für
Mieter/Eigentümer in Kombination mit Gebäudetyp und Baujahr, im Vergleich zum Mikrozensus 2022. Hier wurden
Angaben von 9.316 Befragten ausgewertet, die Angaben zu Heizkosten, Wohnfläche und Einkommen gemacht haben
und deren Haushaltsnettoeinkommen pro Monat zwischen 700 und 5.700 Euro liegt. • Quelle: Ariadne Wärme- und
Wohnen-Panel

Abbildung 8: Anteil der Heizkosten am Haushaltsnettoeinkommen im Jahr 2023 
in %

16.900 Befragte. Gewichtung unter Berücksichtigung der von Forsa kalkulierten Gewichtungsfaktoren für Mieter/Eigentü-
mer in Kombination mit Gebäudetyp und Baujahr, im Vergleich zum Mikrozensus 2022. Hier wurden Angaben von 9.316 Be-
fragten ausgewertet, die Angaben zu Heizkosten, Wohnfläche und Einkommen gemacht haben und deren Haushaltsnetto-
einkommen pro Monat zwischen 700 und 5.700 Euro liegt. Quelle: Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel.
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1. Obwohl eine große Mehrheit der Be-
fragten (80%) angibt, dass ihnen Kli-
maschutz generell wichtig ist, findet 
dies keine direkte Entsprechung in der 
Unterstützung „harter“ klimapoliti-
scher Maßnahmen im Gebäudebe-
reich. Nur weniger als 40% befürwor-
ten Maßnahmen wie eine CO2-Abgabe 
oder das Verbot des Einbaus fossiler 
Heizsysteme.

2. Die Unterstützung variiert je nach den 
Besitzverhältnissen der Befragten. Ei-
gentümerinnen und Eigentümer be-
vorzugen die CO2-Abgabe gegenüber 
einem Einbauverbot für fossile Heizun-
gen, während Mietende weitgehend in-
different zwischen den Maßnahmen 
sind. 

3. Haushalte mit einem niedrigen Anteil 
von Heizkosten am Gesamteinkom-
men unterstützen Klimapolitik insge-
samt häufiger. 

4. Auch regionale Unterschiede sind 
deutlich erkennbar. In den neuen Bun-
desländern ist die Unterstützung für 
Klimamaßnahmen im Gebäudebereich 
deutlich geringer als in den alten Bun-
desländern und insbesondere in den 
Stadtstaaten.

5. Es zeigt sich kein klarer Trend bei der 
Unterstützung für die CO2-Abgabe 
über die Zeit: Nach der Einführung im 
Jahr 2021 sank die Zustimmung mit 
der Energiekrise im Jahr 2022 und er-
holte sich im Jahr 2023 leicht.

Gesellschaftliche Akzeptanz entschei-
dend für erfolgreiche Umsetzung der 
Wärmewende.

Eine erfolgreiche Wärmewende benötigt 
entschlossene klimapolitische Maßnah-
men. Deren Umsetzung erfordert in ei-
nem demokratischen Rahmen breite öf-
fentliche Unterstützung. Dabei besteht 
ein wesentliches Hindernis darin, dass 
Maßnahmen häufig als tiefgreifender 
Eingriff in den Alltag der Menschen emp-
funden werden und darüber hinaus er-
hebliche finanzielle Investitionen erfor-

4.  EINSTELLUNGEN DER 
BEVÖLKERUNG ZUR KLIMAPOLITIK 
IM GEBÄUDESEKTOR

Abbildung 10: Eigentümerinnen und Eigentümer sind weniger dazu bereit ein 
Einbauverbot für fossile Heizungen zu unterstützen als Mietende von Immobi-
lien

Zustimmung (Anteil) 80% 38% 35%

2023 Klimaschutz CO₂-Abgabe Einbauverbot

Tabelle: Die Tabelle zeigt die gewichteten Zustimmungswerte für Klimaschutz, eine allgemeine CO2-Abgabe und ein Einbauverbot fossiler
Heizungen ab 2025, jeweils angepasst an den deutschen Gebäudebestand. Die Stichprobengrößen beträgt n=14.037. • Quelle: Ariadne
Wärme- und Wohnen-Panel

Tabelle 1: Zustimmung für Klimaschutz übersteigt Akzeptanz von Instrumenten 
deutlich

Die Tabelle zeigt die gewichteten Zustimmungswerte für Klimaschutz, eine allgemeine  CO2-Abgabe und ein Einbauverbot 
fossiler Heizungen ab 2025, jeweils angepasst an den deutschen Gebäudebestand. Die Stichprobengrößen beträgt n=14.037. 
Quelle: Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel.

Zustimmung CO₂-Abgabe (Anteil) Zustimmung Einbauverbot (Anteil)

MietendeMietende

Eigentümerinnen und EigentümerEigentümerinnen und Eigentümer

38%

38%

37%

30%

Grafik: Die Grafik zeigt die gewichteten Zustimmungswerte für eine allgemeine CO2-Abgabe und ein Einbauverbot
fossiler Heizungen ab 2025, jeweils angepasst an den deutschen Gebäudebestand nach Besitzverhältnis. Die
Stichprobengrößen beträgt n=14.068. • Quelle: Ariadne Wärme- und Wohnen-Panel

Die Grafik zeigt die gewichteten Zustimmungswerte für eine allgemeine  CO2-Abgabe und ein Einbauverbot
fossiler Heizungen ab 2025, jeweils angepasst an den deutschen Gebäudebestand nach Besitzverhältnis. Die
Stichprobengrößen beträgt n=14.068. Quelle: Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel.
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24% 47%

Zustimmung CO2-Abgabe
(Anteil)

Grafik: Die Abbildung zeigt die gewichteten Zustimmungswerte für eine allgemeine : CO₂-Abgabe, unter
Berücksichtigung der von Forsa kalkulierten Gewichtungsfaktoren nach Bundesland. Die Stichprobengröße ist
n=14.357. • Quelle: Ariadne Wärme- und Wohnen-Panel

Abbildung 12: Akzeptanz von klimapolitischen Instrumenten variiert zwischen 
West- und Ostdeutschland

Die Abbildung zeigt die gewichteten Zustimmungswerte für eine allgemeine :  CO2-Abgabe, unter
Berücksichtigung der von Forsa kalkulierten Gewichtungsfaktoren nach Bundesland. Die Stichprobengröße ist
n=14.357. Quelle: Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel.

Zustimmung Mietende CO₂-Abgabe (Anteil) Zustimmung Einbauverbot (Anteil)

Unter 2.5%Unter 2.5%

2.5% bis 5%2.5% bis 5%

5% bis 7.5%5% bis 7.5%

7.5% bis 10%7.5% bis 10%

Mehr als 10%Mehr als 10%

0% 10% 20% 30% 40%

47%

39%

40%

36%

36%

35%

32%

30%

31%

31%

Grafik: Die Grafik zeigt die gewichteten Zustimmungswerte für eine allgemeine CO₂-Abgabe und ein Einbauverbot
fossiler Heizungen ab 2025, jeweils angepasst an den deutschen Gebäudebestand nach dem angegebenen Anteil der
Heizkosten am Einkommen. Die Stichprobengrößen beträgt n=14.068. • Quelle: Ariadne Wärme- und Wohnen-Panel

Abbildung 11: Befragte Haushalte mit niedrigem Anteil von Heizkosten am Ge-
samteinkommen unterstützen Klimapolitik häufiger

Die Grafik zeigt die gewichteten Zustimmungswerte für eine allgemeine  CO2-Abgabe und ein Einbauverbot
fossiler Heizungen ab 2025, jeweils angepasst an den deutschen Gebäudebestand nach dem angegebenen Anteil der
Heizkosten am Einkommen. Die Stichprobengrößen beträgt n=14.068. Quelle: Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel.

dern. Mangelnde öffentliche Unterstüt-
zung kann in diesem Kontext zu gesell-
schaftlichen Konflikten beitragen.
 Im nachfolgenden Kapitel analysieren 
wir Umfrageergebnisse aus dem Ariadne 
Wärme- & Wohnen-Panel (2021-2023), 
um die öffentliche Unterstützung für kli-
mapolitische Instrumente zu bewerten. 
Besondere Aufmerksamkeit widmen wir 
zwei Schlüsselmaßnahmen: Dem bis 
spätestens 2028 bundesweit geplanten 
Verbot des Einbaus von fossilen Heizun-
gen (Einbauverbot) und der seit 2021 un-
ter anderem im Gebäudesektor gelten-
den Besteuerung von CO2-Emissionen 
(CO2-Abgabe). Diese Maßnahmen sind 
von zentraler Bedeutung für die Dekar-
bonisierung des Gebäudesektors und 
stehen daher im Fokus unserer Untersu-
chung.

Die Umfrageergebnisse verdeutlichen zu-
nächst ein zentrales Dilemma: Obwohl 
knapp 80% der Befragten angeben, dass 
ihnen Klimaschutz generell wichtig ist, 
ergibt sich daraus nicht unbedingt auch 
Unterstützung für spezifische Maßnah-
men im Gebäudebereich wie einem Ein-
bauverbot für fossile Heizungen ab 2025 
oder der CO2-Abgabe auf fossile Heiz-
energieträger. Diese Maßnahmen wer-
den jeweils nur von weniger als 40% der 
Befragten befürwortet (siehe Tabelle 1).

Allgemeine Befürwortung von Klima-
schutz bedeutet also nicht automatisch, 
dass auch konkrete politische Maßnah-
men breite Akzeptanz finden. Dabei 
scheint eine CO2-Abgabe noch etwas be-
liebter als ein Einbauverbot für fossile 
Heizungen. Insgesamt variiert die Akzep-
tanz klimapolitischer Instrumente im Ge-
bäudebereich je nach Situation der Be-
fragten.

Eigentümerinnen und Eigentümer be-
vorzugen eine CO2-Abgabe gegenüber 
einem Einbauverbot.

Befund: Zunächst unterscheidet sich die 
Unterstützung von klimapolitischen 
Maßnahmen der Befragten je nach Be-
sitzverhältnissen einer Immobilie. Wäh-
rend Eigentümerinnen und Eigentümer 
und Mietende eine CO2-Abgabe ähnlich 
oft unterstützen, ergibt sich beim Ein-
bauverbot fossiler Heizungen ab 2025 
ein signifikanter Unterschied: Hier stim-
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Grafik: Die Abbildung zeigt die gewichteten Zustimmungswerte für eine allgemeine CO2-Abgabe, angepasst an den
deutschen Gebäudebestand nach Jahr. Die Stichprobengrößen sind wie folgt: n=11.608 in 2021, n=14.104 in 2022
und n=14.037 in 2023. • Quelle: Ariadne Wärme- und Wohnen-Panel

Abbildung 13: Kein klarer Trend bei der Akzeptanz einer allgemeinen CO2-Abga-
be

Die Abbildung zeigt die gewichteten Zustimmungswerte für eine allgemeine CO2-Abgabe, angepasst an den
deutschen Gebäudebestand nach Jahr. Die Stichprobengrößen sind wie folgt: n=11.608 in 2021, n=14.104 in 2022
und n=14.037 in 2023. Quelle: Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel.

Mehrheit (68%) Klimaschutz generell für 
wichtig. Im Vergleich dazu ist die
 Akzeptanz für klimapolitische Instru-
mente in den alten Bundesländern 
durchschnittlich um mehr als 10 Pro-
zentpunkte höher. Besonders ausge-
prägt ist die Zustimmung in den Stadt-
staaten. Spitzenreiter ist dabei Hamburg, 
wo 47% der Befragten eine CO2-Abgabe 
befürworten (siehe Abbildung 12).

Mögliche Erklärungen: Dies weißt auf 
strukturelle Unterschiede zwischen Ost- 
und Westdeutschland hin, die sich auf 
die Akzeptanz auswirken. Außerdem ar-
gumentieren Levi, Wolf und Sommer 
(2023), dass in den neuen Bundeslän-
dern ein weiter verbreitetes Gefühl des 
wirtschaftlichen Abgehängtseins 
herrscht, was Skepsis gegenüber Klima-
politik weiter befördert.

Stagnierende Unterstützungswerte für 
klimapolitische Maßnahmen.

Befund: Bisher zeichnet sich kein klarer 
Trend in der zeitlichen Entwicklung der 
Akzeptanz einer CO2-Abgabe ab. Bei ihrer 
Einführung im Gebäudebereich im Jahr 
2021 befürworteten noch 43% der Be-
fragten diese Maßnahme. Im darauffol-
genden Jahr 2022 sank die Zustimmung 
jedoch auf nur noch 35%. Zuletzt konnte 
sich diese wieder leicht erholen und lag 
im Jahr 2023 bei 38%. Somit unterstützt 
weiterhin nur eine Minderheit der Be-
fragten die CO2-Abgabe auf fossile Heiz-
energie (siehe Abbildung 13).

Mögliche Erklärungen: Der Rückgang 
bei der Unterstützung im Jahr 2022 
könnte auf die durch die Energiekrise 
verursachten, stark gestiegenen Heiz-
kosten zurückzuführen sein, welche zu-
sätzliche finanzielle Belastungen für die 
Haushalte mit sich brachten.

men etwa 8% mehr Mietende als Besit-
zende zu. Generell zeigen Mietende kei-
ne klare Präferenz zwischen CO2-Abga-
be und Einbauverbot, während Eigen-
tümerinnen und Eigentümer die Abga-
be bevorzugen (siehe Abbildung 10).

Mögliche Erklärungen: Diese Unter-
schiede könnten auf die unterschiedli-
che Wahrnehmung der finanziellen Be-
lastung durch die Maßnahmen zurück-
zuführen sein. Die CO2-Abgabe trifft so-
wohl Mietende als auch Besitzende, je-
doch stehen Besitzende beim Einbau-
verbot vor größeren finanziellen Her-
ausforderungen, da sie möglicherweise 
den Großteil der Mehrkosten für ein 
nicht-fossiles Heizsystem tragen.

Haushalte mit niedrigen Energieaus-
gaben zeigen mehr Unterstützung für 
Klimapolitik.

Befund: Befragte Haushalte, die ange-
ben nur einen sehr geringen Anteil 
ihres Gesamteinkommens (weniger als 
2,5%) für Heizkosten auszugeben, un-
terstützen Klimapolitik im Gebäudebe-
reich deutlich häufiger. Zum Beispiel 
liegt die Zustimmung für eine CO2-Ab-
gabe bei Haushalten, deren angegebe-
ne Heizkosten weniger als 2,5% ihres 

angegebenen Einkommens betragen 
bei 47%, während diese bei Haushalten 
mit einem Heizkostenanteil von mehr 
als 10% des Einkommens auf nur noch 
31% sinkt. Ein ähnliches Muster zeigt 
sich auch bei der Zustimmung für ein 
Einbauverbot fossiler Heizsysteme. Hier 
ist der Zusammenhang mit dem Heiz-
kostenanteil jedoch etwas weniger 
stark ausgeprägt (siehe Abbildung 
11).

Mögliche Erklärungen: Diese Ergebnis-
se könnten damit zusammenhängen, 
dass Haushalte, die einen höheren An-
teil ihres Einkommens für Heizen auf-
wenden, weniger dazu in der Lage sind 
die finanziellen Folgen von Klimapolitik 
aufzufangen und daher eine geringere 
Zustimmung zeigen. 

Deutlich weniger Unterstützung in 
Ost- als in Westdeutschland.

Befund: Die Akzeptanz klimapolitischer 
Maßnahmen unterscheidet sich außer-
dem zwischen den einzelnen Bundes-
ländern. Die Umfrageergebnisse aus 
2023 zeigen, dass nur etwa 27% der 
Befragten in den neuen Bundesländern 
eine CO2-Abgabe unterstützen. Gleich-
zeitig hält auch hier eine deutliche
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Der Fokusreport verdeutlicht sowohl die 
Herausforderungen als auch die erziel-
ten Fortschritte in der Wärmewende in 
Deutschland. Durch die Auswertung der 
Daten des Wärme- & Wohnen-Panels 
können wesentliche Erkenntnisse zur 
energetischen Gebäudesanierung, zur 
finanziellen Belastung der Haushalte 
durch Heizen und Sanierungen sowie zu 
den Einstellungen der Bevölkerung zur 
Klimapolitik im Gebäudesektor gewon-
nen werden. Damit wird eine empirische 
Grundlage für die Gestaltung zukünfti-
ger klimapolitischer Maßnahmen im Ge-
bäudesektor geschaffen. 

Die vorliegenden Daten verdeutlichen, 
dass die energetische Sanierungsrate in 
Deutschland trotz leichter Fortschritte 
weiterhin hinter den staatlichen Zielen 
zurückbleibt. Besonders Haushalte mit 
geringem Einkommen sowie selbstnut-
zende Bewohnerinnen und Bewohner in 
Mehrfamilienhäusern weisen deutlich 
niedrigere Sanierungsraten auf. Die fi-
nanzielle Belastung durch Heizkosten va-
riiert stark zwischen den Haushalten, 
wobei Haushalte mit geringem Einkom-
men einen höheren Anteil ihres verfüg-
baren Einkommens fürs Heizen ausge-
ben und daher von steigenden Energie-
kosten besonders betroffen sein könn-
ten. Zudem bleibt die Unterstützung für 
konkrete klimapolitische Maßnahmen, 
trotz der großen wahrgenommenen Be-

4 Im Herbst 2024 werden vorausichtlich die Daten aus der 2. Welle veröffentlicht. Zugang zu den Daten kann hier beantragt werden: https://www.
rwi-essen.de/forschung-beratung/weitere/forschungsdatenzentrum-ruhr/datenangebot/waerme-und-wohnen-panel

deutung des Klimaschutzes, gering und 
hängt stark von den jeweiligen Haus-
haltsverhältnissen und regionalen Bedin-
gungen ab.

Insgesamt zeigt sich, dass die Hürden 
des klimafreundlichen Handelns, die 
Kostenbelastungen sowie die Akzeptanz 
von klimapolitischen Maßnahmen diffe-
renziert nach Haushaltsgruppen be-
trachtet werden müssen, um mit einer 
Kombination aus finanziellen Anreizen, 
gezielten sozialen Maßnahmen und um-
fassender Kommunikation die Wärme-
wende erfolgreich voranzutreiben und 
die gesetzten Klimaziele zu erreichen. 

Zuletzt gibt der Report einen kleinen Ein-
blick in das Potenzial der gesammelten 
Daten  des Wärme- & Wohnen-Panels. 
Neben den drei hier vorgestellten 
Schwerpunkten, die durch die kommen-
den Erhebungen bis zum Jahr 2026 jähr-
lich aktualisiert werden können, werden 
seit 2021 viele weitere Daten und aktuel-
le Entwicklungen rund um das Thema 
Wärme und Wohnen im Zuge des Wär-
me- & Wohnen-Panels erhoben. Die voll-
ständigen Daten des Wärme- & Wohnen-
Panels werden über das FDZ Ruhr am 
RWI interessierten Forschenden über die 
Zeit zur Verfügung gestellt. Aktuell sind 
die Daten der ersten Welle aus dem Jahr 
2021 verfügbar.4

6. FAZIT

https://www.rwi-essen.de/forschung-beratung/weitere/forschungsdatenzentrum-ruhr/datenangebot/waerme-und-wohnen-panel
https://www.rwi-essen.de/forschung-beratung/weitere/forschungsdatenzentrum-ruhr/datenangebot/waerme-und-wohnen-panel


Methodik der Datenerhebung 
Die Analysen in diesem Bericht basieren maßgeblich auf der seit 2021 jährlich durchgeführten Panelbefragung des Ariadne Wärme- & 
Wohnen-Panels. Diese umfangreiche Datenerhebung bietet einen detaillierten Einblick in die Wohnsituation deutscher Haushalte. 

Konzeption des Fragebogens
Die Konzeption des Fragebogens erfolgt durch das RWI, PIK und IW in enger Zusammenarbeit mit dem Meinungsforschungsinstitut 
forsa. Besondere Aufmerksamkeit gilt dabei der logischen Konsistenz, der Reihenfolge und sprachlichen Verständlichkeit der Fragen 
sowie der Vermeidung suggestiver Formulierungen und sozial erwünschten Antwortverhaltens.

Die jährliche Befragung wird unter Mitgliedern des forsa.omninet-Panels durchgeführt, das rund 100.000 Teilnehmende umfasst. Die-
se Teilnehmenden wurden im Rahmen der telefonischen Mehrthemenumfrage forsa.omniTel rekrutiert. Bei dieser Umfrage werden 
täglich 500 Personen befragt, die so ausgewählt werden, dass das forsa.omninet-Panel repräsentativ für die deutschsprachige Online-
Bevölkerung ab 14 Jahren ist. Alle zufällig ausgewählten Befragungsteilnehmenden werden per E-Mail zur Teilnahme an der Befra-
gung des Wärme- & Wohnen-Panels eingeladen, sodass die angestrebte Stichprobengröße von 15.000 Haushalten erreicht wird. In je-
der Welle des Wärme- & Wohnen-Panels wird der größtmögliche Anteil an Teilnehmenden der vorherigen Welle rekrutiert.

Einladung zur Befragung
Die Einladung zur Teilnahme am Fragebogen beinhaltet einen Link zum Fragebogen sowie eine kurze Einführung in das übergeordne-
te Thema der Befragung. Zur Motivation der Teilnehmenden werden Bonuspunkte angeboten, die in Form von Gutscheinen oder Lo-
sen der „Aktion Mensch“ eingelöst oder an UNICEF gespendet werden können.

Stichprobenzusammensetzung
Die Stichprobe wurde aus zwei Teilstichproben zusammengestellt:

1. Teilnehmende der GRECS-Studie: Eine Teilstichprobe bestand aus Befragten, die zuvor an der vom RWI – Leibniz-Institut für Wirt-
schaftsforschung durchgeführten Studie zum „Energieverbrauch privater Haushalte“ (German Residential Energy Consumption 
Survey - GRECS) teilgenommen hatten. Dadurch können die Daten des Wärme- & Wohnen-Panels mit den bestehenden GRECS-Da-
ten verknüpft werden. 

2. Forsa-Sample „Privathaushalte in der Bundesrepublik Deutschland“: Der zweite Teil der Stichprobe wurde aus dem allgemeinen 
forsa-Sample „Privathaushalte in der Bundesrepublik Deutschland“ gezogen. 

Die Befragung richtet sich explizit an „Haushaltsvorstände“, definiert als die Personen, die typischerweise die finanziellen Entschei-
dungen im Haushalt treffen. Diese Personen haben üblicherweise den besten Überblick über den Gebäudebestand, die Energiekosten 
und getätigte Investitionen und sind daher besonders geeignet, die Befragung zu beantworten. Da viele Forschungsfragen vor allem 
für in Eigentum Wohnende relevant sind, werden diese in der Stichprobe übergewichtet: Rund 65% der befragten Haushalte wohnen 
in Eigentum, etwa 35% zur Miete.

Gewichtung und Repräsentativität
Da die Stichprobe des Wärme- & Wohnen-Panels nicht repräsentativ für die gesamte deutsche Bevölkerung geschichtet ist, wurden in 
Absprache mit forsa Bevölkerungsgewichte erstellt. Diese Gewichte basieren auf dem Mikrozensus sowie dem Zusatzprogramm Woh-
nen des Mikrozensus 2022 (Destatis 2023, 2023a) und berücksichtigen das Verhältnis von Mietenden und in Eigentum Wohnenden in 
Deutschland, jeweils in Kombination mit dem Baujahr des Gebäudes (bis 1948, 1949 bis 1978, 1979 oder später) sowie dem Gebäude-
typ (Ein-/Zweifamilienhaus und andere). Ziel dieser Gewichtung ist die Ermittlung repräsentativer energetischer Sanierungsraten für 
Deutschland insgesamt sowie separat für Mietende und in Eigentum Wohnende.

Ein Vergleich einiger Haushaltseigenschaften der Stichprobe des Wärme- & Wohnen-Panels unter Verwendung der Bevölkerungsge-
wichte mit den aktuellen Daten des Mikrozensus 2022 (Destatis 2023, 2023a) zeigt, dass die Stichprobe hinsichtlich Alter der Teilneh-
menden, Anteil der in Eigentum Wohnenden, Anteil von Ein-/Zweifamilienhäusern, Baujahr des Gebäudes und Wohnfläche nahezu re-
präsentativ geschichtet ist. Allerdings sind Haushalte im Wärme- & Wohnen-Panel tendenziell besser gebildet und haben im Durch-
schnitt ein höheres Einkommen (siehe Tabelle 2). Diese Unterschiede liegen insbesondere beim Einkommen an der Abfrage des Ein-
kommens im Wärme- & Wohnen-Panel. Die Abfrage erfolgt in Intervallen, sodass zur Bestimmung des durchschnittlichen Einkom-
mens die Mittelpunkte der Intervalle gewählt wurden, wodurch kein perfekter Vergleich mit den Einkommen im Mikrozensus möglich 
ist. Dasselbe gilt für die Abfrage des Gebäudebaujahrs, welches im Wärme- & Wohnen-Panel ebenfalls in Intervallen abgefragt wird.

Anhang
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Berechnung der energetischen Sanierungsrate
In jeder Erhebungswelle des Wärme- & Wohnen-Panels werden Haushalte zu ihren vergangenen energetischen Sanierungsaktivitäten 
befragt. Dabei können Haushalte angeben, ob Außenwände gedämmt (Wand), das Dach und/oder die oberste Geschossdecke ge-
dämmt (Dach), der Boden zum Erdreich bzw. die Kellerdecke gedämmt (Boden) oder Fenster ausgetauscht wurden (Fenster). Wenn ein 
Haushalt angibt, sowohl das Dach als auch die oberste Geschossdecke gedämmt zu haben, wird dies als eine einzige Sanierungsmaß-
nahme des Dachs gewertet.

Die Ergebnisse für die einzelnen Maßnahmen zeigen, dass zwischen 2000 und 2021 die mit Abstand häufigste Sanierungsmaßnahme 
der Austausch der Fenster war (40,5%), gefolgt von der Dämmung des Dachs mit einem Anteil von 32,2% (Abbildung 14). Die Däm-
mung der Außenwände wurde im Durchschnitt nur von rund 15% der Eigentümerinnen und Eigentümer in diesem Zeitraum durchge-
führt, während die Dämmung des Bodens zum Erdreich bzw. der Kellerdecke mit knapp 6% am seltensten durchgeführt wurde.
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Alter 56 57 56 54

Eigentümer (%) 44 44 42 42

(Fach-)Hochschulabschluss 
(%)

42 42 42 21

Monatliches Haushalts-
Nettoeinkommen, in €

3.337 3.398 3.548 2.883

Ein-/Zweifamilienhäuser (%) 37 37 38 38

Gebäudebaujahr 1966 1966 1969 1973

Beheizte Wohnfläche, in m² 105 103 103 92

Anzahl Beobachtungen 15.416 15.321 15.343

Variable
Welle 1
(2021)

Welle 2
(2022)

Welle 3
(2023)

Mikrozensus
(2022)

Tabelle 2: Sozio-ökonomische Charakteristika des Wärme- & Wohnen-Panels im Vergleich zum Mikrozensus 2022 (Destatis 2023, 
2023a)

Abbildung 14: Anteil verschiedener durchgeführter energetischer Sanierungsmaßnahmen (in %)
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FensterFenster DachDach AußenwandAußenwand BodenBoden

Grafik: Die Grafik zeigt den prozentualen Anteil, mit dem Eigentümerinnen und Eigentümer zwischen 2000 und 2021
verschiedene energetische Sanierungsmaßnahmen durchgeführt haben. Stichprobengröße: n=10.008. • Quelle:
Ariadne Wärme- und Wohnen-PanelDie Grafik zeigt den prozentualen Anteil, mit dem Eigentümerinnen und Eigentümer zwischen 2000 und 2021 verschiedene energetische Sanierungsmaßnahmen 

durchgeführt haben. Stichprobengröße: n=10.008. Quelle: Ariadne Wärme- und Wohnen-Panel.



19

IWU, in % 0,9% 1,6% 0,4% 1,9% 1,1%

Wärme- und Wohnen-
Panel, in %

0,7% 1,5% 0,3% 1,8% 0,9%

Sanierungsmaßnahme Außenwände Dach Boden Fenster

Gesamte
energetische

Sanierungsrate

Quelle: Ariadne Wärme- und Wohnen-Panel und Cischinsky und Diefenbach (2018)

Tabelle 3. Durchschnittliche energetische Sanierungsrate für selbstnutzende Eigentümerinnen und Eigentümer zwischen 2010 und 
2015 im Vergleich.

Quelle: Ariadne Wärme- und Wohnen-Panel und Cischinsky und Diefenbach (2018).

Zur Berechnung der aggregierten Sanierungsrate orientieren wir uns an der Methodik von Cischinsky und Diefenbach (2018). Dabei 
werden die einzelnen Sanierungsmaßnahmen für jeden Haushalt i gemäß der folgenden Formel gewichtet, um eine haushaltsspezifi-
sche Sanierungsrate zu erhalten:

Sanierungsratei = 0,4 Wandi + 0,28 Dachi + 0,23 Bodeni + 0,09 Fensteri

Da die Haushalte im Wärme- & Wohnen-Panel auch angeben, in welchem Jahr die jeweilige Sanierungsmaßnahme durchgeführt wur-
de, lassen sich für jedes Jahr aggregierte Sanierungsraten ermitteln, die mithilfe der Bevölkerungsgewichte gewichtet werden kön-
nen. Dies führt zu jahresspezifischen Sanierungsraten.

Zur Überprüfung der Robustheit unserer Ergebnisse vergleichen wir die auf Basis des Wärme- & Wohnen-Panels berechnete Sanie-
rungsrate selbstnutzender Eigentümerinnen und Eigentümer mit der Sanierungsrate des Instituts für Wohnen und Umwelt (IWU), 
dessen Berechnungsmethodik auch unserer Bestimmung der Sanierungsrate zugrunde liegt. Das IWU hat zuletzt für die Jahre 2010 
bis 2015 eine Sanierungsrate von 1,06% veröffentlicht (Cischinsky und Diefenbach 2018). Für den gleichen Zeitraum ermitteln wir 
eine sehr ähnliche Sanierungsrate von 0,94% (siehe Tabelle 3).
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